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304.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Zusatzprotokoll wird genehmigt.

(Übersetzung)

V E R T R A G
zwischen der Republik Österreich und der
Tunesischen Republik über die Rechtshilfe

in Zivil- und Handelssachen

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Tunesischen Republik
sind, vom Wunsch geleitet, den rechtlichen Ver-
kehr zwischen den beiden Staaten in Zivil- und
Handelssachen zu regeln und besonders die Lei-
stung der Rechtshilfe einschließlich der Durch-
führung von Zustellungen zu sichern, überein-
gekommen, zu diesem Zweck einen Vertrag zu
schließen, und haben zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Willibald P. P a h r

Der Präsident der Tunesischen Republik:

Herrn Brahim T u r k i

die, nach Austausch ihrer in guter und gehöri-
ger Form befundenen Vollmachten, nachstehende
Bestimmungen vereinbart haben:

RECHTSSCHUTZ

Artikel 1

(1) In Zivil- und Handelssachen erhalten die
Angehörigen jedes der Vertragsstaaten auf dem
Gebiet des anderen zur Verfolgung und zur Ver-
teidigung ihrer Rechte freien und ungehinderten
Zutritt zu den Gerichten.
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(2) Der vorhergehende Absatz gilt auch für
juristische Personen und Handelsgesellschaften,
die nach dem Recht eines der Vertragsstaaten ge-
gründet sind und ihren Sitz oder ihre Hauptnie-
derlassung auf dem Gebiet eines derselben haben.

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN FÜR
ZUSTELLUNGS- UND RECHTSHILFE-

ERSUCHEN

Artikel 2

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, einander
auf Ersuchen in Zivil- und Handelssachen, so-
wohl in Streit- als auch in Außerstreitverfahren,
nach den Bestimmungen dieses Vertrages Rechts-
hilfe zu leisten.

Artikel 3

Die Zustellungs- und Rechtshilfeersuchen sowie
die in ihrer Erledigung errichteten Schriftstücke
sind im Verkehr zwischen den Justizministerien
der Vertragsstaaten zu übermitteln. Jedem Ver-
tragsstaat steht es jedoch frei, sich für diese
Übermittlung des diplomatischen Weges zu be-
dienen.

Artikel 4

Ist die ersuchte Behörde zur Erledigung des
Ersuchens nicht zuständig, so hat sie das Zustel-
lungs- oder Rechtshilfeersuchen an die zustän-
dige Behörde weiterzuleiten. Sie hat hievon die
ersuchende Behörde auf dem im Art. 3 vorge-
sehenen Weg zu verständigen.

Artikel 5

(1) Die Erledigung eines Zustellungs- oder
Rechtshilfeersuchens kann nur dann abgelehnt
werden, wenn sie nach Auffassung des ersuchten
Staates geeignet ist, seine Hoheitsrechte, seine
Sicherheit oder seine öffentliche Ordnung zu ver-
letzen.

(2) Wird die Erledigung ganz öder teilweise
abgelehnt oder kann dem Ersuchen aus anderen
Gründen nicht entsprochen werden, so ist die
ersuchende Behörde hievon unter Angabe der
Gründe auf dem im Art. 3 vorgesehenen Weg
zu verständigen.

ZUSTELLUNGEN

Artikel 6

Die Ersuchen um Zustellung gerichtlicher oder
außergerichtlicher Schriftstücke haben die Be-
hörde, von der das Schriftstück lausgeht, den Na-
men und die Stellung der Parteien, die Anschrift
des Empfängers und die Art des Schriftstücks an-
zugeben.
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Artikel 7

(1) Ist das zuzustellende Schriftstück entweder
in der Sprache des ersuchten Staates verfaßt oder
mit einer Übersetzung in diese Sprache versehen,
so ist die Zustellung nach den von der Gesetz-
gebung des ersuchten Staates für gleichartige Zu-
stellungen bestehenden Vorschriften zu bewir-
ken.

(2) Ist das zuzustellende Schriftstück weder in
der Sprache des ersuchten Staates verfaßt noch
mit einer Übersetzung in diese Sprache versehen,
so kann sich die ersuchte Behörde darauf be-
schränken, die Zustellung durch Übergabe des
Schriftstücks an den Empfänger, sofern er zur
Annahme bereit ist, zu bewirken.

(3) Auf Wunsch der ersuchenden Behörde ist
die Zustellung nach anderen als den in der Ge-
setzgebung des ersuchten Staates vorgesehenen
Vorschriften zu bewirken, sofern dies nicht
zwingenden Bestimmungen dieser Gesetzgebung
zuwiderläuft.

(4) Die Richtigkeit der im Abs. 1 angeführten
Übersetzung muß entweder von einem diploma-
tischen oder konsularischen Vertreter des ersu-
chenden Staates oder von einem beeideten Über-
setzer eines der beiden Vertragsstaaten bestätigt
sein.

Artikel 8

Der Nachweis der Zustellung ist entweder
durch eine ordnungsgemäß datierte und vom
Empfänger oder, wenn eine Zustellung zu eige-
nen Handen nicht begehrt worden ist, von einer
anderen Person, der das Schriftstück übergeben
worden ist, und von demjenigen, der die Zustel-
lung bewirkt hat, unterschriebene Empfangsbe-
stätigung öder durch eine von der ersuchten Be-
hörde ausgestellte Bescheinigung zu erbringen,
aus der die Tatsache, 'die Form und die Zeit der
Zustellung hervorzugehen hat.

Artikel 9

Aus Anlaß der Erledigung von Zustellungser-
suchen ist vom ersuchenden Staat kein Kosten-
ersatz zu begehren.

Artikel 10

(1) Jeder Vertragsstaat kann die Zustellung
gerichtlicher oder außergerichtlicher Schriftstücke
an seine eigenen Staatsangehörigen auf dem Ge-
biet des anderen Vertragsstaates durch Ver-
mittlung seiner diplomatischen oder konsulari-
schen Vertreter bewirken, die jedoch zu diesem
Zweck keinen Zwang anwenden dürfen.

(2) Für die Anwendung des vorstehenden Ab-
satzes bestimmt sich die Staatsangehörigkeit des
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Empfängers eines zuzustellenden Schriftstücks
nach dem Recht des Vertragsstaates, auf dessen
Gebiet die Zustellung bewirkt werden soll.

RECHTSHILFEERSUCHEN

Artikel 11

Die Rechtshilfeersuchen haben die Behörde,
von der sie ausgehen, sowie den Namen und die
Stellung der Parteien anzuführen. Darüber
hinaus haben sie die Prozeßhandlung oder andere
gerichtliche Handlung, um deren Vornahme er-
sucht wird, genau zu bezeichnen.

Artikel 12

Die Rechtshilfeersuchen sowie alle ihnen ange-
schlossenen Schriftstücke sind mit Übersetzungen
in die Sprache des ersuchten Staates zu versehen.
Diese Übersetzungen haben den Erfordernissen
des Art. 7 Abs. 4 zu entsprechen.

Artikel 13

(1) Die Rechtshilfeersuchen sind nach den in
der Gesetzgebung des ersuchten Staates für
gleichartige Prozeßhandlungen oder andere ge-
richtliche Handlungen bestehenden Vorschriften
zu erledigen.

(2) Auf Wunsch der ersuchenden Behörde ist
das Rechtshilfeersuchen nach anderen Vorschrif-
ten als den in der Gesetzgebung des ersuchten
Staates vorgesehenen zu erledigen, sofern dies
nicht den zwingenden Vorschriften dieser Ge-
setzgebung zuwiderläuft.

(3) Die ersuchte Behörde ist verhalten, das
Rechtshilfeersuchen möglichst bald der Erledi-
gung zuzuführen.

(4) Die Behörde, von der das Rechtshilfeer-
suchen ausgeht, ist lauf ihren Wunsch zeitgerecht
und auf dem im Art. 3 vorgesehenen Weg von
Ort und Zeit der Erledigung des Rechtshilfeer-
suchens zu verständigen, damit die Parteien ge-
gebenenfalls in der Lage sind, dabei anwesend zu
sein oder sich dabei vertreten zu lassen.

Artikel 14

Aus Anlaß der Erledigung von Rechtshilfeer-
suchen ist vom ersuchenden Staat außer dem Er-
satz von Vergütungen, die Sachverständigen be-
zahlt worden sind, kein Kostenersatz zu begeh-
ren.

Artikel 15

(1) Die diplomatischen oder konsularischen
Vertreter jedes der Vertragsstaaten können
Rechtshilfeersuchen erledigen, die von den Be-
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hörden ihres Staates ausgehen und die Verneh-
mung eigener Staatsangehöriger betreffen, sofern
sich diese auf dem Gebiet des anderen Vertrags-
staates befinden; sie dürfen jedoch zu den ge-
nannten Zwecken keinen Zwang anwenden.

(2) Für die Anwendung des vorstehenden Ab-
satzes bestimmt sich die Staatsangehörigkeit von
Personen, um deren Vernehmung ersucht wird,
nach dem Recht des Staates, auf dessen Gebiet
diese Vernehmung durchgeführt werden soll.

VERFAHRENSHILFE

Artikel 16

Den Staatsangehörigen jedes Vertragsstaates
ist vor den Gerichten des anderen Vertragsstaates
die Verfahrenshilfe unter denselben Bedingungen
zu gewähren wie Inländern.

Artikel 17

(1) Das zum Zweck der Gewährung der Ver-
fahrenshilfe verlangte Zeugnis ist von den zu-
ständigen Behörden des Vertragsstaates auszu-
stellen, in dem 'der Antragsteller seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Hat der Antragsteller seinen gewöhnlichen
Aufenthalt nicht auf dem Gebiet eines der bei-
den Vertragsstaaten, so kann er ein entweder
von den zuständigen Behörden seines gewöhnli-
chen Aufenthalts oder von der diplomatischen
oder konsularischen Behörde des Staates, dem er
angehört, ausgestelltes Zeugnis vorlegen.

Artikel 18

Der Antrag auf Gewährung der Verfahrens-
hilfe vor einem Gericht des anderen Vertrags-
staates kann auch durch Vermittlung einer kon-
sularischen Behörde des Vertragsstaates, dessen
Angehöriger der Antragsteller ist, eingebracht
werden.

Artikel 19

(1) Die im Art. 17 bezeichneten Behörden der
Vertragsstaaten können die zuständigen Behör-
den des anderen Vertragsstaates um jede Aus-
kunft ersuchen, die sich auf Vermögen und Ein-
kommen des Antragstellers bezieht.

(2) Die Behörde, die über den Antrag auf Ge-
währung der Verfahrenshilfe zu entscheiden hat,
kann die Richtigkeit der ihr gemachten Angaben
überprüfen und zusätzliche Auskünfte einholen.
Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten
haben einander solche Auskünfte zu erteilen,
wenn sie darum ersucht werden.
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SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 20

Der vorliegende Vertrag berührt nicht die Be-
stimmungen anderer Abkommen oder Verein-
barungen, denen die beiden Vertragsstaaten an-
gehören und die in diesem Vertrag geregelte Fra-
gen betreffen.

Artikel 21

(1) Dieser Vertrag ist zu ratifizieren und die
Ratifikationsurkunden sind so bald wie möglich
in Tunis auszutauschen.

(2) Der Vertrag wird sechzig Tage nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft
treten.

(3) Jeder Vertragsstaat kann den Vertrag
durch eine an den anderen Vertragsstaat gerich-
tete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kün-
digung wird sechs Monate nach dieser Notifika-
tion wirksam.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtig-
ten diesen Vertrag unterzeichnet.

Geschehen zu Wien, am 23. Juni 1977
in zweifacher Ausfertigung in französischer
Sprache, welcher Text allein authentisch ist. Die-
sem Text werden Übersetzungen in die deutsche
und in die arabische Sprache angeschlossen.

Für den Bundespräsidenten
der Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m.p.

Für den Präsidenten der
Tunesischen Republik:

Brahim Turki m.p.

ZUSATZPROTOKOLL
Bei der Unterzeichnung des Vertrages zwi-

schen der Republik Österreich und der Tunesi-
schen Republik über die Rechtshilfe in Zivil- und
Handelssachen haben die gefertigten Bevoll-
mächtigten folgende weitere Bestimmungen ver-
einbart, die als Bestandteil des Vertrages zu gel-
ten haben:

1. Der Schriftverkehr zwischen den Justizmi-
nisterien der beiden Vertragsstaaten wird in
französischer Sprache abgewickelt.

2. Die im Art. 12 vorgesehenen Übersetzun-
gen können solche in die französische
Sprache sein.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 18. Juni 1980 ausgetauscht; das Vertragswerk tritt gemäß Art. 21
Abs. 2 des Vertrages am 17. August 1980 in Kraft.

Kreisky
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305.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

V E R T R A G
zwischen der Republik Österreich und der
Tunesischen Republik über die Anerkennung
und die Vollstreckung von gerichtlichen Ent-
scheidungen und öffentlichen Urkunden auf
dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und der Präsident der Tunesischen Republik
sind, von dem Wunsch geleitet, in den Beziehun-
gen zwischen den beiden Staaten die Aner-
kennung und die Vollstreckung von gerichtlichen
Entscheidungen und öffentlichen Urkunden auf
dem Gebiet des Zivil- und Handelsrechts zu
sichern, übereingekommen, zu diesem Zweck
einen Vertrag zu schließen, und haben zu Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident «der Republik Österreich:

Herrn Willibald P. P a h r

Der Präsident der Tunesischen Republik:

Herrn Brahim T u r k i

die, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten, die nachstehen-
den Bestimmungen vereinbart haben:

Artikel 1

Dieser Vertrag ist auf die von den Gerichten
der Vertragsstaaten auf dem Gebiet des Zivil- und
Handelsrechts gefällten Entscheidungen anzuwen-
den, mit Ausnahme von Entscheidungen in Kon-
kursverfahren, in Ausgleichsverfahren oder in
anderen gleichartigen Verfahren.

Artikel 2

Im Sinn dieses Abkommens sind zu verstehen:

1. unter „Entscheidung" eine im Streitverfahren
oder im Außerstreitverfahren gefällte Entschei-
dung, wie sie auch bezeichnet sein mag, und auch
wenn sie von einem Strafgericht erlassen worden
ist;

2. unter „Titelgericht" das Gericht, das die
Entscheidung gefällt hat, deren Anerkennung oder
Vollstreckung begehrt wird;

3. unter „Entscheidungsstaat" der Staat, in
dessen Gebiet das Titelgericht seinen Sitz hat;
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4. unter „ersuchtes Gericht" in Tunesien das
Gericht, bei dem die Vollstreckbarerklärung, in
Österreich das Gericht, bei dem die Vollstreckung
beantragt wird;

5. unter „ersuchter Staat" der Staat, in dessen
Gebiet die Anerkennung oder die Vollstreckung
beantragt wird.

Artikel 3

(1) Die von einem Gericht eines der Vertrags-
staaten gefällten Entscheidungen werden im Ge-
biet des anderen anerkannt, wenn das Titelgericht
nach den Artikeln 6 bis 11 dieses Vertrages zu-
ständig war und die Entscheidung nach dem
Recht des Entscheidungsstaates rechtskräftig ist.

(2) Im Fall einer Versäumnisentscheidung muß
der Beklagte ordnungsgemäß geladen worden sein.
Im Fall eines Zahlungsbefehls, eines Zahlungsauf-
trags oder einer anderen gleichartigen Entschei-
dung muß die Entscheidung dem Schuldner ord-
nungsgemäß zugestellt worden sein.

Artikel 4

Die Anerkennung darf in folgenden Fällen ver-
sagt werden:

1. wenn sie der öffentlichen Ordnung des er-
suchten Staates widerspricht;

2. wenn «in gleicher, auf denselben Rechtsan-
spruch gestützter Antrag zwischen denselben
Parteien schon Gegenstand einer rechtskräftigen
Entscheidung in der Sache selbst war, die in dem
ersuchten Staat gefällt, oder die in einem dritten
Staat gefällt und in dem ersuchten Staat aner-
kannt worden ist;

3. wenn zwischen denselben Parteien ein
gleicher, auf denselben Anspruch gestützter An-
trag vor einem Gericht des ersuchten Staates an-
hängig und dieses Gericht vor dem Titelgericht
mit der Sache befaßt worden ist;

4. wenn, im Fall einer Versäumnisentscheidung,
die säumige Partei vom Verfahren nicht recht-
zeitig Kenntnis erhalten hat, um sich zu vertei-
digen, oder, wenn es sich um einen Zahlungs-
befehl, einen Zahlungsauftrag oder eine gleich-
artige Entscheidung handelt, der Schuldner nicht
in der Lage gewesen ist, rechtzeitig Einwendungen
zu erheben.

Artikel 5

(1) Die Anerkennung darf nicht deswegen ver-
sagt werden, weil das Titelgericht ein anderes
Recht angewandt hat, als nach den Regeln des
internationalen Privatrechts des ersuchten Staates
anzuwenden gewesen wäre, es sei denn, es handelt
sich um die Beurteilung des Personenstandes oder
der Handlungsfähigkeit von Staatsangehörigen
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des ersuchten Staates. Selbst in diesen Fällen darf
die Anerkennung nicht versagt werden, wenn die
Anwendung der genannten Regeln zum gleichen
Ergebnis geführt hätte.

(2) Die Anerkennung darf versagt werden,
wenn Vorschriften des Rechtes des ersuchten
Staates über die Vertretung nicht oder nicht voll
handlungsfähiger Staatsangehöriger des ersuchten
Staates verletzt worden sind.

Artikel 6

Dieses Abkommen (berührt nicht die Vor-
schriften über die Zuständigkeit der Gerichte der
Vertragsstaaten. Nach Artikel 3 Abs. 1 sind Ent-
scheidungen jedoch nur dann anzuerkennen, wenn
das Titelgericht im Sinn der Artikeln 7 bis 11 zu-
ständig gewesen ist.

Artikel 7

(1) Die Gerichte des Entscheidungsstaates sind
für Verfahren betreffend den Personenstand und
die Handlungsfähigkeit zuständig, wenn zum
Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens eine der
Personen, deren Personenstand oder Handlungs-
fähigkeit betroffen wird, diesem Staat angehört.

(2) Dasselbe gilt, wenn alle Personen, deren
Personenstand oder Handlungsfähigkeit betroffen
wird, zu diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz oder
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet des
Entscheidungsstaates haben und dem ersuchten
Staat angehören.

Artikel 8

Die Gerichte des Entscheidungsstaates sind für
Verfahren zuständig, die ein dingliches Recht an
einer in diesem Staat gelegenen Liegenschaft zum
Gegenstand haben. Diese Zuständigkeit umfaßt
auch die Nachlaßangelegenheiten betreffend ein
solches dingliches Recht.

Artikel 9

Die Gerichte des Entscheidungsstaates sind für
Nachlaßangelegenheiten betreffend bewegliches
Vermögen zuständig, wenn der Erblasser Ange-
höriger dieses Staates war.

Artikel 10

In den Angelegenheiten, die nicht in den Art. 7,
8 und 9 angeführt sind, sind die Gerichte des Ent-
scheidungsstaates zuständig:

1. wenn der Beklagte zum Zeitpunkt der Ein-
leitung des Verfahrens seinen Wohnsitz oder
seinen gewöhnlichen Aufenthalt auf dem Gebiet
dieses Staates hat oder, wenn es sich um eine
juristische Person oder eine Handelsgesellschaft
handelt, diese ihren Sitz oder ihre Hauptnieder-
lassung dort hat;
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2. wenn der Beklagte auf dem Gebiet dieses
Staates eine kaufmännische, gewerbliche oder
sonstige Niederlassung oder Zweigniederlassung
hat oder hatte und er dort wegen einer den Be-
trieb dieser Niederlassung oder Zweignieder-
lassung betreffenden Streitigkeit belangt wird;

3. wenn in einer Handelssache die vertragliche
Verpflichtung, die Gegenstand einer Streitigkeit
ist, im Gebiet dieses Staates erfüllt wurde oder
erfüllt werden sollte;

4. wenn das Verfahren Schadenersatzansprüche
aus einer außervertraglichen Haftung zum Gegen-
stand hat und die schädigende Handlung im Ge-
biet dieses Staates begangen wurde;

5. wenn das Verfahren eine Unterhaltsver-
pflichtung zum Gegenstand hat, sofern beide
Parteien Angehörige dieses Staates sind oder sie
dort ihren letzten gemeinsamen Aufenthalt
hatten; im zuletzt genannten Fall muß jedoch der
Antragsteller diesen gewöhnlichen Aufenthalt bis
zum Zeitpunkt der Einleitung des Verfahrens
beibehalten haben;

6. wenn der Beklagte zum Zeitpunkt der Ein-
leitung des Verfahrens im Gebiet dieses Staates
Vermögen besitzt und er im Gebiet des anderen
Staates weder einen Wohnsitz noch einen gewöhn-
lichen Aufenthalt hat.

Artikel 11

In den Angelegenheiten, die nicht in den Art. 7,
8 und 9 abgeführt sind, ist das Titelgericht auch
zuständig:

1. wenn sich der Beklagte der Zuständigkeit
dieses Gerichtes, sei es durch Annahme eines
Wohnsitzes (élection de domicile), sei es durch
irgendeine andere Zuständigkeitsvereinbarung
ausdrücklich unterworfen hat, vorausgesetzt, daß
das Recht des ersuchten Staates dem nicht in An-
betracht des Streitgegenstandes entgegensteht;

2. wenn sich der Beklagte in die Sache selbst
eingelassen hat, ohne die Zuständigkeit des
Titelgerichts bestritten oder erklärt zu haben, daß
er sich dieser Zuständigkeit nur hinsichtlich des
im Entscheidungsstaat gelegenen Vermögens
unterwirft;

3. wenn es sich um eine Widerklage handelt
und das Titelgericht nicht nach den Bestimmungen
des Artikels 10 oder dieses Artikels zur Ent-
scheidung über die Hauptklage zuständig war.

Artikel 12

(1) Die von den Gerichten des einen der beiden
Vertragsstaaten gefällten Entscheidungen, deren
Anerkennung im anderen Staat begehrt wird,
dürfen nicht der Gegenstand irgendeiner anderen
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Prüfung als der der in den vorstehenden Artikeln
genannten Bedingungen sein. Auf keinen Fall
darf eine sachliche Nachprüfung dieser Entschei-
dungen vorgenommen werden.

(2) Das Gericht, vor dem die Anerkennung
geltend gemacht wird, ist an Feststellungen von
Tatsachen gebunden, die in der Entscheidung ent-
halten sind und die der Begründung der Zu-
ständigkeit des Titelgerichts dienen.

Artikel 13

Die Partei, die die Anerkennung geltend macht,
hat vorzulegen:

1. eine vollständige Ausfertigung der Entschei-
dung, die die für ihre Echtheit erforderlichen
Voraussetzungen erfüllt;

2. a) wenn die Entscheidung in Österreich ge-
fällt wurde, eine Bestätigung des Gerichtes, das in
erster Instanz entschieden hat, darüber, daß die
Entscheidung in Rechtskraft erwachsen ist;

b) wenn die Entscheidung in Tunesien gefällt
wurde, entweder den ausdrücklichen Vermerk,
daß es sich um eine in letzter Instanz gefällte Ent-
scheidung handelt, oder eine vom Leiter der
Kanzlei des Titelgerichts ausgestellte Bestätigung,
daß keine Berufung erhoben worden ist;

3. im Fall einer Versäumnisentscheidung eine
mit der Bestätigung der Richtigkeit versehene Ab-
schrift der Ladung oder ein anderes zur Feststel-
lung der ordnungsgemäßen Ladung des Beklagten
geeignetes Schriftstück;

4. im Fall eines Zahlungsbefehls, eines Zah-
lungsauftrags oder einer gleichartigen Entschei-
dung ein zur Feststellung der ordnungsgemäßen
Zustellung der Entscheidung an den Schuldner
geeignetes Schriftstück.

Artikel 14

(1) Die Gerichte jedes der Vertragsstaaten
haben, je nach den Vorschriften ihres innerstaat-
lichen Rechts, einen Antrag entweder zurückzu-
weisen oder die Entscheidung aufzuschieben, wenn
ein gleicher, auf denselben Rechtsanspruch ge-
stützter Antrag zwischen denselben Parteien schon
vor einem Gericht des anderen Staates anhängig
ist und darüber eine nach diesem Abkommen an-
zuerkennende Entscheidung gefällt werden kann.

(2) Im Fall der Dringlichkeit können jedoch bei
den Gerichten jedes der Vertragsstaaten vor-
läufige oder sichernde Maßnahmen begehrt wer-
den, gleich, welches Gericht mit der Sache selbst
befaßt ist.

Artikel 15

(1) Jede von einem tunesischen Gericht ge-
fällte Entscheidung ist in Österreich vollstreckbar,
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wenn sie in Tunesien vollstreckbar ist und die
Voraussetzungen für ihre Anerkennung erfüllt
sind.

(2) Jede von einem österreichischen Gericht ge-
fällte Entscheidung ist in Tunesien für vollstreck-
bar zu erklären, wenn sie in Österreich vollstreck-
bar ist und die Voraussetzungen für ihre Aner-
kennung erfüllt sind.

Artikel 16

Die Partei, welche die Vollstreckung einer in
Tunesien gefällten Entscheidung in Österreich
oder die Vollstreckbarerklärung einer in Öster-
reich gefällten Entscheidung in Tunesien begehrt,
hat, außer den im Artikel 13 angeführten Ur-
kunden, die erforderlichen Unterlagen zum Nach-
weis dafür vorzulegen, daß die Entscheidung im
Gebiet des Entscheidungsstaates vollstreckbar ist.

Artikel 17

(1) Die in Tunesien errichteten und dort voll-
streckbaren öffentlichen Urkunden sind in Öster-
reich vollstreckbar. Die in Österreich errichteten
und dort vollstreckbaren Urkunden werden in
Tunesien für vollstreckbar erklärt.

(2) In jedem der beiden Staaten hat sich das
Gericht auf die Prüfung zu beschränken, ob die
Urkunde die erforderlichen Voraussetzungen für
ihre Echtheit erfüllt und ob die Vollstreckung
nicht der öffentlichen Ordnung des ersuchten
Staates widerspricht.

(3) Die Bestimmungen dieses Artikels sind
auch auf die vor Gerichten in Zivil- oder Handels-
sachen geschlossenen Vergleiche und auf die vor
österreichischen Behörden als Trägern der Amts-
vormundschaft geschlossenen Vergleiche in Unter-
haltssachen anzuwenden.

Artikel 18

(1) Die nach diesem Vertrag vorzuliegenden Ur-
kunden sind von der Beglaubigung und jeder
anderen gleichartigen Formalität befreit.

(2) Diese Urkunden sind mit einer Übersetzung
zu versehen, deren Richtigkeit entweder von
einem diplomatischen oder konsularischen Ver-
treter des Entscheidungsstaates oder von einem
beeideten Übersetzer eines der beiden Vertrags-
staaten bestätigt sein muß.

Artikel 19

(1) Das vorliegende Abkommen berührt nicht
die Bestimmungen anderer Abkommen oder Ver-
einbarungen, denen die beiden Vertragsstaaten
angehören und die die Anerkennung und Voll-
streckung gerichtlicher Entscheidungen oder
öffentlicher Urkunden regeln.
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(2) Das vorliegende Abkommen ist nur auf die
nach dem Tag seines Inkrafttretens gefällten ge-
richtlichen Entscheidungen und die nach diesem
Tag errichteten öffentlichen Urkunden anzu-
wenden.

Artikel 20

(1) Dieser Vertrag ist zu ratifizieren und die
Ratifikationsurkunden sind so bald wie möglich in
Tunis auszutauschen.

(2) Der Vertrag wird sechzig Tage nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft
treten.

(3) Jeder Vertragsstaat kann den Vertrag durch
eine an den anderen Vertragsstaat gerichtete
schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündi-
gung wird sechs Monate nach dieser Notifikation
wirksam.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
diesen Vertrag unterzeichnet.

Geschehen zu Wien, am 23. Juni 1977,
in zweifacher Ausfertigung, in französischer
Sprache, welcher Text allein authentisch ist.
Diesem Text werden Übersetzungen in die deut-
sche und in die arabische Sprache angeschlossen.

Für den Bundespräsidenten
der Republik Österreich:

Willibald P. Pahr m. p.

Für den Präisidenten der
Tunesischen Republik:

Brahim Turki m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 18. Juni 1980 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 20
Abs. 2 am 17. August 1980 in Kraft.

Kreisky
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